Nachschlagewerk: ja |
Amtliche Sammlung: nein —
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Zur Frage, ob das Schiedsgericht ein gerichitliches
Urteil nachpriifen kann und ob dies von Amts wegen zu
beriicksichtigen ist.

ZP0 § 1025

zro §§ 1042, 1042 a, 1042 c, 767

Das Gericht kann Einwendungen nach § 767 ZFPO auch im

. Widerspruchsverfahren und auch schon bei der Entschei-
dung iiber die Vollstreckbarerkltirung des Schiedsspruchs.
beriicksichtigen.

BGH, Urteil vom 6. April 1961 - VII ZR 7/60 -~ OIG Schlemwig
| . IG Kiel
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Verkiindet

am 6. April 1961
Woitgecheck, °
Justizobersekretir
als Urkundsbeamter
der Geschiéiftsstelle

Inm Namen d es Volkes
In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Priedrich S|y in REEEED vei K@JP.
Dgglgs trase @D,

Antragstellers, Berufungsklégers und Revisionsklégers,
- ProzeBSbevollmichtigter: Rechtsanwalt (NINED -

gegen

den Fuhrunternehmer Detlef R- in K—
HUR i roSe @)
Antragsgegner, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt (GGG -

hat der VII. Zivilesenat des Bundesgerichtshofs auf die
miindliche Verhandlung vom 6. April 1961 unter Mitwirkung
der:Bundesrichter Dr. Heimann-Trosien, Erbel, Hubert Meyer,
Dr. Vogt und Dr. Finke

/.

fir Recht erkamnt:

| Die Revision des Antragstéllerss gegen das
Urteil des 3. Zivilsenats des Schleswig-Holstei-
nischen Oberlandésgerichts in Schleswig vom
29. Oktober 1959 wird zuriickgewiesen

Der Antragsteller hat die Kosten der Revi-
sion zu tragen.

Von Rechts wegen



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

Tatbestand:

Zwischen den Parteien bestand ein Pachtverirag,
nach dem der Antragsgegner berechtigt war, aus einer dem
Antragsteller gehdrenden Kiesgrube Kies und’Sand zu gewin-
nen. Der Antragsteller kiindigte den Vertrag zum 30. Juni
1953. Im Mirz 1953 beantfagte er beim Amtsgericht Kiel,
dem Antragsgegner durch einstweilige Verfiigung den ver-
tragswidrigen Abbau zu untersagen und ihm zu gebieten,
nur bis zu 1 Meter iiber dem Wasserspiegel abzubauen.
Diesen Antrag wies das Amtsgericht durch Urteil vomi
105 . April 1953 zuriick; der Antragsteller legte Beru-
fung ein. Vor der Berufungskammer des Landgerichts
schloscen die Parteien am 26. Juni 1953 einen .Vergleich;
hierin erkannte der Antragsgegner das Erldschen des
Pachtvertrags zum 15. September 1953 an und verpflichtete
sich, dic Kiesgrube bis zu diesem Tage herauszugeben; fer-
ner einigten sich die Parteien dahin, daB der vor der Be-
rufungskammer schwebende Rechtsstreit durch den Bericht-
erstatter der Kammer als Schiedsrichter -entschieden wer-i
don:polle. Dieser erlieB am 2. Juli 1953 folgénden
Schiedsspruch:

"I. Die Berufung gegen das am 10. April 1953 ver-
ik klindete Urteil des Amtsgerichts in Kiel wird
zuriickgewiesen.
II. Der Beklagte hat bis zum 15. September 1953:
T)eceee . .
2 o o 0 00
5) das jetzt in der Slidostecke (Richtung Tannen)
des Pachtgelidndes abgebaute und das in Zu-
kXunft abzubauende Gut in einer Hohe von 1 1/2 m
iiber den Grundwasscrspiegel aufzuschiitten
und durch Walzen oder in anderer Weise zu
verfestigen.
III. ......
Iv. ..I..O"
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- Im April 1958 beantragte der Antragsteller u.a., den
Schigdsspruch zu Ziffer II 3ifiir.voillstreckbar..zurerkliren.

Der Antragsgegner bat um Zuriickweisung dieses Antrags.
Zr behauptet, er habe die ihm im Schiedsspruch auferlegten
Verpflichtungen erfiillt, insbesondere vor Verlassen der
Kiesgrube im September 1953 das Gelénde bis zur Héhe von
1 1/2 m iiber dem Grundwasserspiegel aufgefiillt und es
planiert. Der Antragsteller habe bei der Riickgabe der Kies-
grube und auch nachher bis zum Jahre 1958 nichts beanstan-
det.

Das Landgericht hat den Antrag, den Schiedsspruch fiir
vollstreckbar zu erkléren, nach miindlicher Verhandlung durch

Urteil zuriickgewiesen.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung des. Antrag-
stellers zuriickgewiesen.

In der Revisionsinstanz wiederholt er seinen im zwei-&
ten Rechtazug gestellten Antrag.

Der Antragegegner bittet um Zuriickweisung der Revision.

Entacheidungsgriinde:

I.

Der Schiedsrichter hat im Schiedsspruch die Beru—
fung gegen das Urteil des Amtsgerichts Kiel guriickgewiesen.
Nach der im Schrifttum allgemein vertretenen Auffassung
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ist es unzulédssig, daB ein Schiedsgericht das Urteil
eines ataatlichen Gerichts nachpriift (Hellwig-Oertmann,
System des deutschen Zivilprozefirechts Band 2 S. 109;
Stein-Jonas-Schonke ZPO § 1025 Anm. II 1 c; Wieczorek
ZPO § 1025 Anm. B II a 2; Baumbach/Schwab, Schiedsge-
richtsbarkeit, S. 62). Es wdre auch zu erwidgen, einen
Mangel solcher Art von Amts wegen als Aufhebungsgrund
zu beriicksichtigen (vgl. hierzu Stein-Jonas-Schinke aal
§ 1042 Apm. II 2; Bgumbach/Schwab aa0 S. 202).

Indessen braucht dieser Frage nicht weiter nachgegan-
gen zu werden. Der Antragsteller beantragt nicht, die
Entscheidung des Schiedsrichters iilber die Zuriickweisung
der Berufung gegen das amtsgerichtliche Urteil fir voll-
streckbar 2zu erklérén. Sein Antrag beschrinkt sich viel-
mehr auf die dem Antragsgegner in Nr. II 5 des Schieds-
spruche auferlegte Verpflichtung, das abgebaute Material
in einer Hshe von 1 1/2 m iiber dem Grundwasserspiegel
aufzuschiitten und zu befestigen. Hierbei handelt es sich
um die Entscheidung lber einen selbstéindigen Anspruch,
die neben der_Entscheidung iber die Serufung ausgesprochen
worden ist; beide Entscheidungen sind im Schiedsspruch
nickt nur suBerlich voneinander getrennt, sondern auch
sackilich selbstindig, da der Anspruch, das igterial bis
zu 1 1/2 m idber dem Grundwasserspiegel aufzuschiitten,

im Verfahren iiber die einstweilige Verfugung nicht gel-

tend gemacht worden war,

Die oben erwidhnten Bedenken gegen das Verfahren des
Schiedsgerichts beziehen sich. nur auf den Teil des Schieds-
spruchs, der sich mit der Serufung gegen das Urteil des
Amtsgerichts befaBt, aber nicht auf die in ¥r. II 3 des
Schiedsspruchs enthaltene Entscheidung. Betrifft aber
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ein Aufhebungsgrund nur einen Teil des Schiedsspruchs,

so hindert das nicht, einen anderen Teil fiir vollstreck-
bar zu erkliren, sofern dieser wie hier in der Weise
selbsténdig ist, dall er Gegenstand eines Teilurteils im
Sinne des § 301 ZPO sein konnte (u.a. RGZ 46, 419, 421 f;
119, 29, 33%).

1I.

. PR ST R L T

- Danach hiingt die Entscheidung nur davon ab, ob der
vom. Antragsgegner erhobene Einwand derxr Erfullung Erfolg
hat.

1l.) Dieser Einwand ist als nach dem Schiedaspruch
entstandene Einwendung in dem Verfahren iiber die Voll-
streckbarerklédrung zuliéssig.

Der in einem Schiedsspruch verurteilte Schuldner
braucht sich mit solchen Einwendungen nicht auf den Weg
der Vollsireckungsgegenklage (§ 767 2PO) verweisen zu las-
sen. Das ist allgemein anerkannt (vgl. u.a. BGH V ZR 126/55
vom 6. Pebruar 1957 = LM Nr. 4 zu § 1042 2ZPO; VII ZR 191/59
vom 16. Februar 1961, zur Verdffentlichung bestimmt).

A SRR R 5 e e
a0 SRS

Angezweifelt konnte hichstens werden, ob Hinwendungen
wie die der nachtridglichen Erfullung erst auf Widerspruch
des Schuldners (§ 1042 c ZP0) oder auch schon zu beriick-
‘sichtigen sind, falls der Schuldner sie bei seiner Anh-
rung iiber den Antrag auf Vollstreckbarerklarung (§ 1042 &
Abs. 1 Satz 1 ZP0O) vorbringt (vgl. hierzu Niepel, NJW 1961,
593). Hierin ist der Senat der Auffassung, dag8 das Gericht
Einwendungen der genannten Art auch schon in diesem friihe-
ren Stadium des Verfahrens jedenfalls beriicksichtigena
kann und nicht etwa zunichst den Schiedsspruch fir voll-
streckbar erkliéren muB. WdAre es anders, so wlirde vielfach,
da der Schuldner doch Widerspruch einlegen wird, das Ver-
fahren nur unnétig verzigert werden. Die Ansicht des

A g R B heEd
,,a,,},j,.mgrﬂwwﬁm‘b
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Senats stimmt mit der herrschenden Lehre iiberein (Stein/
Jonas/Schonke § 1042 Anm. VII 2; Wieczorek § 1042 a Anm. B
II b III; Baumbach/Schwab S. 205). Gegenteiliges ist auch,
soweit ersichtlich, in der Rechtsprechung nicht gesagt wor-
den und insbesondere entgegen der Ansicht Niepels (aaQ)
nicht der Entscheidung RGZ 148, 270 zu entnehmen.

Ob das Gericht, wenn der Schuldner bei seiner Anht-
rung eine nachtréglich entstandene materielle Einwendung
geltend macht, diese in jedem Falle beriicksichtigen muB
(so wohl Wieczorek aa0), ist hier nicht zu entscheiden.

2) Das Berufungsgericht geht davon aus, daB8 der An-
tragsteller die Leistungen des Antragsgegners als Erfiil-
lung angenommen habe (§ 363 BGB) und deshalb beweisen miis-
se, daB dieser nicht ordnungsgemdf erfiillt, d.h. das Ge-
linde nicht 1,50 m iiber dem Grundwasserspiegel aufgeschiit-
tet und befestigt habe.

Es stellt fest, da der Antragsgegner bei Ridumung der
Kiesgrube im September 1953 Aufschiittungs- und Planierungs—
arbeiten geleistet und daB der Antragsteller anschlieBend
die Kiesgrube selbst weiter ausgebeutet hat. Der Antrag-
steller habe, so fiihrt das Berufungsgericht an, also
obne groBe Miihe feststellen kbnnen, ob der Antragsgegner
seine Pflichten aus dem'Schiedsspruch erfullt_hahé. Der
Antragsteller habe auch daméls Messungen vorgenommen,
um festzustellen, ob der Antragsgegner das abgebdaute Gut
in Hohe von 1,50 m Uber dem'Grundwaeserspiegel aufgeschiit-
tet habe. Er habe gber die Aufschiittungsarbeiten des An-
tragsgegners nicht beanstandet und weit uber 4 Jahre ge-
schwiegen; erst im April 1958 habe er behauptet, der An-
tragsgegner seli seinen Verpflichtungen aus dem Schieds-
spruch nicht nachgekommen.

3) Die Revision wendet sich ohne Erfolg dagegen, daB
das Berufungsgericht in dem von ihm festgestellten Ver-
halten des Antragsteliers eine Annahme als Erfiillung im
Sinne des § 363 BGB sieht.
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a) Sie vermifit eine Feststellung, daB der Antrags-
gegner eine Leistung als Erfiilllung angeboten habe.

Venn das Berufungsgericht sich auch hiergu nicht
ausdriicklich #HuBSert, so ist doch seinem Urteil 2zu entneh-
men, dal es in der Ausfiihrung der Arbeiten durch den An-
tragsgegner und der anschlieSenden Riumung der Kiesgrube
ein Angebot der von ihm nach dem Schiedsspruch geschulde-
ten Lgistung sieht. Es ist auch rechtlich unbedenklich,
hierin ein Angebot als Erfiillung im Sinne des § 363 BGB
zu erblicken. Einer ausdriicklichen Erkldrung, da8 zur Er- {
filllung geleistet werde, bedarf es im allgemeinen nicht
.(RGRK BGB § 363 Anm. 2).

b) Auch die Annahme als Erfiillung braucht nicht aue-
dricklich erkldért zu werden, wie die Revision zugibt.
Vielmehr ist nach den Umsténden des Einzelfalls gzu beur-
teilen, ob in dem gesamten Verhalten des Gliubigers bei
und nach Hinnahme der Leistung eine Annahme als Erfiillung
gesehen werden kann (vgl. RGZ 109, 295 f£; 110, 404, 409);
sie kann auch schon aus einem I&ngeren Schweigen auf die
Leistung gefolgert werden (RGZ 86, 210, 214).

Unter Beachtung dieser Gnundsdtze hat das Berufungs- )
gericht das Verhalten des Antragstellers dahin gewlirdigt,
daB es eine Annahme als Erfiillung darstelle. Dieser Wiirdi- .
gung kann aus Rechtsgrinden nicht entgegengetreten werden. ;
Was die Revision dagegen anflihrt, greift nicht durch. .

Sie meint, der Antragsteller sei-zu einer Priifung
nicht verpflichtet géwesen; wenn exr z.B, keine Lust ge-
habt habe, sich zundchst um die Arbeiten des Antragsgeg-
ners zu kiimmern, so habe er gleichwohl zu irgend einem
beliebigen spiHteren Zeitpunkt sich auf seine Anspriiche
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aus dem Schiedsspruch besinnen diirfen. Auch sei es sein
gutes Recht gewesen, mit einer Mahnung an den Antrags-
gegner zu warten, went ihm die Erfiillung des Schieds-
spruchs durch diesen im Augenblick ldstig gewesen sei.

Diesen Ausfilhrungen kann nicht zugestimmt werden.
Sie lassen die Frage ganz auBer Acht, wie denn das Verhal-
ten des Antragstellers vom Antragsgegner aufgefaflt werden
muBte. Dieser hatte das Geldnde aufgeschiittet und einge-
ebnot -~ _und 2zwar mit dem Ziel, es entsprechend dem Schieds-
spruch bis 1,50 m iiber dem Grundwasserspiegel zu erhshen
(s. 8 BU) - und es dann dem Antrageteller wieder iberlas~
gen; dieser, der die Kiesgrube anschliefend selbst ausbeu-
tete und ihren Zustand, wie das Landgericht sagt, tdglich
vor Augen hatte, hat gleichwohl iiber 4 Jahre lang nichts
an den Arbeiten des Antragsgegners beanstandet. Schon
hieraus durfte das Berufungsgericht folgern, der Antrag-
steller habe durch gein Verhalten gegeniiber dem Antrags—

~ gegner zum Ausdruck gebracht, daB er dessen Verpflichtung,

die Grube aufzufiillen und eingzuebnen, alu im wesentlichen

~erfiillt betrachte:

Bei dieser Sachlage kommt es nicht noch darauf an,
ob auch die Messungen, durch die der Antragsteller die
Aufschiittung durch den Antrégsgegner nachgepriift hat,
diesem bekannt geworden sind oder nicht.

4) Wie das ﬁérufungsgericht in tatsdchlicher Wiirdigung
festetellt, Hat der Antragsteller nicht bewiesen, daB der
Antragsgegner das Geliénde nicht 1 1/2 m iliber dem Grundwas-
serspiegel aufgeschiittet und verfestigt hat.

Die Revision greift diese Wiirdigung mit Verfahrens~
riigen an. Sie sind unbegriindet.
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a) Der Umstand, daB die Messungen im Ortstermin vom 29.
Juni 1959 an den beiden gemessenen Stellen eine Tiefe

von 1,22 m und 1,27 m bis zum Grundwasserspiegel ergaben,
ist vom Berufungsgericht beriicksichtigt worden. Es legt

in rechtlich nicht zu beanstandender Wirdigung, bei der

es die Bekundung des von ihm vernommenen Sachverstdndigen
verwertet, dar, daB aus dem Stand des Grundwasserspiegels
im Jahre 1959 nicht gefolgert werden kann, wie hoch die
Aufschiittung im September 1953% iiber dem Grundwasserspiegel
gelegen hat. ‘

b) Es besteht kein Anhaltspunkt dafiir, daBidas Berufungs-~
gericht die Erklﬁrung des Antragsgegners in diesem Orts-
termin, er habe die Grube bis zum Grundwasserspiegel aus-
geschiirft, ilbersehen hitte. Im ilbrigen hat der Antragsgeg-
ner im Schriftsatz vom 14. Juli 1959 diese. Angabe dahin
eingeschriinkt, daB er nicht an allen Stellen des von ihm
ausgebeuteten Gelidndes bis zum Grundwasserspiegel abgebaut
habe. '

c) Die Revision macht geltend, die Beweisaufnahme habe
"ergeben, daB der Antragsgegner nur 70 bis 80 cm aufge-
schiittet habe; das Berufungsgericht habe dieses Beweiser-
gebnis auBer Acht gelassen. ) :

aa) Das Protokoll iiber den Ortstermin vom 29.. Juni 1959
fihrt die oben unter a) erwdihnten Messungen, nach denen
die Aufschiittung eine Hohe von 1,22 m und 1,27 m Uber dem
Grundwasserspiegel erreicht, an und bemerkt dann:

"Bei den beiden letzten Mgssungen wurde aus der

Bodenbeschaffenheit entnommen, da der aufgeschiit-
tete Boden 72 bzw. 78 cm Durchmesser hat".

Auch hier spricht nichts dafiir, daB das Berufungsge-
richt diese Angabe im Protokoll und die Ausfiihrungen, die
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der Antragsgegner dazu in seinen Schriftsdtzen gemacht
hat, ilbersehen h&tte. Aus ihnen ergibt sich nichts Siche-
res dafiir, daB die Aufschiittung, die der Antragsgegner
im Jghre 1953 vorgenommen hat, nicht die Hthe von 1,50 m
tiber dem Grundwasserspiegel erreichte.

Ein sicherer SchluB in dieser Richtung kann schon
deshalb nicht gezogen werden, weil nicht feststeht, da8
der Antragsgegner liberall bis zum Grundwasserspiegel ge-
schiirft hat (vgl. oben unter b). _

Auch "aus der Bodenbeschaffenheit" ergibt sich nicht .
gicher, wie hoch der Antragsgegner im Jahre 1953 aufgeschiit~
tet hat. Jedenfalle hat der Sachversténdige, der bei dem
Ortstermin, in dem die Messungen vorgenommén wurden, zu-
gegen war und vernommen wurde, bekundet, aus dem heutigen
Zustand des Gelindes kdnne nicht geschlossen werden, in
welcher Hohe im Jahre 1953 iiber dem Grundwasserspiegel auf-
geschiittet worden sei.

Zu beriicksichtigen ist schlieflich noch, dag die auf-

'gescbuttete Erde sich in der Zeit zwischen 1953 und 1959

wveiter gesetzt haben kann (BU. S. 9 unten).

bb) Die Aussage des Zpugen Roschmann hat das Berufungsge-
richt gewiirdigt. Es sieht sich nicht in der Lage, aus sei-
ner Bekundung im Hinblick auf die iibrigen Ergebnisse der
Beweisaufnahme zu schliefen, daB8 der Beweis fiir eine Auf-
schiittung von weniger als 1,50 m lber dem Grundwaeserspiegel
erbracht sei. Diese WUrdigung'bindet das Revisionsgericht.
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Da das angefochtene Urteil auch sonst keinen den
Antragsteller beschwerenden Rechtsfehler enth#lt, ist
die Revision zuriickzuweigen.

Die Kostenentsgheidung beruht auf § 97 ZPO.

Heimann-Trosien Erbel Meyer

Dr. Vogt Finke



	HSBHBRtraße

	1)	

	2)	


	I.


